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INHALT:

Frequently Asked Questions zur KUPF-Kampagne „Kulturarbeit ist Arbeit“
Anstelle einer Einleitung. Klemens Pilsl sucht Inhalt und Sinn der Kampagne sowie der KUPF
selbst. Stefan Haslinger hat ihm dabei geholfen. 

Kulturarbeit ist Arbeit und Arbeit ist ... was wert?
Elisabeth Mayerhofer und Monika Mokre untersuchen die Geschichte und Inhalte von freier
Kulturarbeit – schließlich sollen alle wissen, wovon die KUPF da eigentlich spricht. 

Accessoire des Politischen
Die Beschwörung der Zivilgesellschaft ist ein Ersatzstoff für politisches Handeln, meint 
Franz Fend.

„Beabsichtigt ist eine tiefe Veränderung im kollektiven Denken“
Klemens Pilsl im Gespräch mit Rubia Salgado (maiz) über Kulturarbeit, politischen Aktivismus
von MigrantInnen, Gegenhegemonien und den Sinn des Ganzen: Wo soll denn das Hinführen?



Q: Was ist die Kampagne „Kulturarbeit ist Arbeit“?
A: Die Bedeutung steckt im Titel, wobei die Kampagne ursprüng-

lich „Und das soll Arbeit sein?“ heißen sollte. Mit dieser Frage werden
KulturarbeiterInnen, wenn sie nach ihrem Beschäftigungsfeld gefragt
werden, sehr oft konfrontiert – weil Kulturarbeit im gängigen Denken
mit Freizeitvergnügen und hedonistischer Beschäftigung ver-
bunden wird, aber nicht mit der dahinter steckenden Arbeit.

Die KUPF versucht mit der Kampagne die Arbeit, die
Initiativen und KulturarbeiterInnen abseits des Sichtbaren
(Veranstaltungen, Ausstellungen) leisten, in den Vorder-
grund zu rücken. Und die Arbeit, die KulturarbeiterInnen
leisten, damit es zum Sichtbaren kommt. Das ist für uns der
immanent wichtige Teil. Wir haben das übersetzt mit einer
demokratiepolitischen Aufgabe – über diesen Begriff könnte
man natürlich streiten, aber wir sehen darin das Herstellen
von Vernetzungen, das Kreieren von neuen Organisationsfor-
men, das Schaffen von Konfliktfeldern, auf denen auch
„Kämpfe“ ausgetragen werden.

Q: Wie wird die Kampagne ablaufen?
A: Die Kampagne findet von 17. April bis 17. Juni 2008

statt und vollzieht sich auf verschiedenen Ebenen: Öffentlichkeitswirk-
sam via Giveaways (Shirts, Postkarten, Sticker, Poster). Medial über
Pressearbeit mit den Mainstreammedien, aber auch über die eigenen
Kanäle, zum Beispiel freie Radios oder die eingerichtete Homepage.
Diskursiv im Rahmen Diskussionsveranstaltungen in den Regionen oder
mit dieser Broschüre.

Q: Ist es nicht seltsam für eine progressive Organisation wie die
KUPF, wenn sie genau weiß, dass eine politische Kampagne von 17. April
bis zum 17. Juni dauert?

A: Eine Kampagne muss immer einen Anfang und ein Ende ha-
ben. Der Zeitraum massiver Öffentlichkeitsarbeit dauert drei Monate
an. Die Inhalte werden aber darüber hinausgehend weiter getragen
werden, reflektiert und in neue Arbeitszusammenhänge eingebracht.

Q: Wenn die KUPF eine Kampagne macht – kommt die an? Ver-
ändert das irgendwas?

A: Das wird sich nach dieser Kampagne weisen, denn das ist die
erste Kampagne der KUPF. Erfolg wäre auch, wenn sich in der politi-
schen Haltung der KUPF selbst und der Mitgliedsinitiativen etwas ver-
ändert, das Bewusstsein, das wir politisch agieren, gestärkt wird. 

Q: Lässt sich so etwas evaluieren, messen: Der Mehrwert, der Nut-
zen, der Erfolg dieser Kampagne?

A: Wahrscheinlich nicht. Für die KUPF selbst wird die Messbar-
keit darin liegen, in wie weit wir die Ergebnisse der Kampagne im
Herbst in die Arbeitsprogramme für 2009 und später hineinfließen las-
sen werden. Um auch die KUPF selbst wieder als eine politische Organi-
sation zu positionieren und nicht als Serviceeinrichtung.

Q: Die KUPF führt in die-
ser Kampagne zwei Arbeitsbe-
griffe zusammengeführt: Einer-
seits die Sichtbarmachung von
Reproduktionsarbeiten für kultu-
relle Arbeit und andererseits
geht es auch um gesellschaftli-
chen „Mehrwert“, den Kulturar-
beit produziert. 

Warum muss man die ei-
gene Nützlichkeit betonen?

A: Die in der Frage ange-
sprochene Nützlichkeit ist Um-
wegrentabilität, ist Zahlenma-
terial, wie viele BesucherInnen
habe ich da und dann. Und die

Arbeit, die die Frage als „Mehrwert“ bezeichnet hat, wird ja nicht be-
wertet. Das Anliegen der KUPF ist es den Blick auf Kulturarbeit genau
umzukehren – diese nicht über das Veranstaltungsvolumen zu determi-
nieren, sondern zu sagen: „Da ist etwas anderes, was viel wichtiger
ist!“ Das spannende für die KUPF ist zudem, dass sich sehr viele der
Initiativen dieses Wertes gar nicht bewusst sind. Die sich grundsätzlich

FREQUENTLY ASKED
QUESTIONS 
ZUR KUPF-KAMPAGNE
„KULTURARBEIT 
IST ARBEIT“
Anstelle einer Einleitung. Klemens Pilsl sucht
Inhalt und Sinn der Kampagne sowie der KUPF
selbst. Stefan Haslinger hat ihm dabei geholfen.



Kulturinitiativen, die die Räume und die Nischen zur Verfügung stellen,
wo diese Diskurse stattfinden können. Das ist auch wieder spannend zu
beobachten, weil ja von der linken Parteienlandschaft Kultur nicht als
Thema anerkannt wird. 

Q: Wäre die Linke besser beraten, aus diesen Kulturzusammenhän-
gen wieder auszubrechen und offensiv Politik zu machen oder ist Kultur-
arbeit zu Beginn des 21. Jahrhunderts eine großartige Art und Weise, um
Politik und politischen Aktivismus zu betreiben?

A: Sie ist solange eine wirklich großartige Art und Weise, solan-
ge keine Instrumentalisierung passiert. Kultur und Kulturarbeit ist ja
lange, bis Anfang der 1990er noch, nicht als eigene politische Kraft
verstanden worden, sondern eher als Trägermedium, als Vehikel um In-
halte zu transportieren.

Solange die Verantwortung über die Diskussion
bei den Kulturinitiativen bleibt, kann es durchaus auch
eine politische Kraft werden, die entsteht. Begrüßens-
wert wäre es natürlich, wenn politische Diskurse aus
dem kulturellen Feld einen breiten Weg hinaus finden
würden.

Q: Die Versuche gäbe es ja. Es gibt in unserer Ge-
sellschaft Personengruppen, für die Kulturarbeit die ein-
zige Möglichkeit, sich politisch zu betätigen, darstellt.
MigrantInnen etwa verfügen über kein Wahlrecht und
finden keinen Platz in den traditionellen politischen Be-
tätigungsfeldern. Wird da die Kulturarbeit Label für poli-
tischen Aktivismus oder ist es legitim, über dieses Label
Kultur ganz konkret Politik zu betreiben?

A: Gerade bei migrantischer Politik ist nicht
von Instrumentalisierung zu sprechen, sondern von einer engen Ver-
schränkung von Kulturarbeit und politischer Arbeit. Ohne das das Eine
zu Gunsten des Anderen geopfert wird.

Q: Zur politischen Genese der KUPF: Die KUPF institutionalisiert
sich, auch manche ihrer älteren Initiativen wie Röda, KAPU oder Kino
Ebensee sind mittlerweile Institutionen. Ist das eine Gefahr oder eine
Chance?

A: Es ist dann eine Gefahr, wenn man sich dessen nicht bewusst
ist. Die KUPF hat das fast ein bisschen verschlafen, aber sie hat die Kur-
ve noch gekratzt. Die KUPF ähnelt auch in der Institutionalisierungsfra-
ge einer Gewerkschaft: Diese Gratwanderung zwischen Opposition ei-
nerseits und andererseits gemeinsame Vorgehensweisen mit dem poli-
tischen Gegenüber zu finden. Mit dem Land OÖ oder dem Kulturreferen-
ten Entscheidungen treffen zu müssen, die zum Teil auch gut zu hei-

nicht als politische Initiativen sehen, sondern als Veranstaltungsverei-
ne und kulturelle Nahversorger.

Q: Das heißt die Öffentlichkeit definiert Kulturpolitik oft über das
Leistungsmerkmal der Quantität: ZuschauerInnenzahlen, Anzahl der Flyer
und Aussendungen. Und die KUPF würde gerne als „Leistungsmerkmal“
gesellschaftliche Arbeit und Produktivität hervorkehren?

A: Als „Leistungsmerkmal“? So kann man es sicher nennen, aber
wir sprechen vom politischen Antrieb, den freie Kulturarbeit immer hat!
Der in den 1970ern genuin gegebene Antrieb ist jungen Initiativen
nicht mehr inne – die Motivation zu Kulturarbeit ist heute vielleicht
eher der Versuch, neue Organisationsformen auszuprobieren. Den expli-
zit politischen Anspruch haben heute nur einige Initiativen. Wir unter-
stellen aber, dass sie natürlich alle politisch agieren in ihrer Organisa-
tionsform, indem wie sie an einem Ort
agieren. Sie sind sich oft der politi-
schen Relevanz nicht bewusst, die sie
eigentlich einnehmen könnten.

Q: Das heißt die Kampagne zielt
nicht nur auf irgendeine Öffentlichkeit
ab, sondern auch speziell auf die Initi-
ativen?

A: Genau. Die Kampagne hat
auf jeden Fall zwei Ebenen. Das eine
ist sozusagen die Ebene der kulturpo-
litischen Öffentlichkeit bis hin zu Hu-
ber, Peppi und Mitzi und andererseits
ist die Kampagne natürlich auch ganz
stark an die KUPF-Mitgliedsinitiativen
und KulturarbeiterInnen gerichtet, im Sinne eines Reflexionsauftrags
der KUPF. 

Q: Wir erleben zur Zeit einen Kulturhype, auch bei autonomer Kul-
turarbeit. Boomt freie Kulturarbeit deswegen, weil die „Linke“ im weites-
ten Sinne sich zunehmend in kulturlinke Positionen und Zusammenhänge
zurückzieht? Ist die „Linke“ auf einem Rückzugskampf und ist die Kultur-
arbeit unser Dschungel, wohin wir uns zurückziehen?

A: Grundsätzlich ist zu befürchten, dass die Linke sich wirklich
zurückzieht – genau in dieser Pauschalität; an die Parteienlandschaft
überhaupt nicht gedacht, sondern wirklich im Sinne einer linken Hege-
monie, wenn man jemals davon sprechen kann. In diesem Kontext ist
die These auf jeden Fall gerechtfertigt. Linke Theorien und Diskussio-
nen finden im kulturellen Feld den meisten Platz. Wobei der Link zu
Kultur oder Kulturarbeit gar nicht immer gegeben ist, aber es sind oft



ßen. Wie weit darf man das machen? Für OÖ war es zum Teil gut, dass
sich die KUPF institutionalisiert hat, weil sich ihr Gewicht dadurch ver-
ändert hat. Wobei durch die Institutionalisierung sicher einiges an po-
litischer Schlagkraft verloren gegangen ist.

Ein Röda oder eine KAPU können mittlerweile in ihren Städten
ein ganz anderes politisches Gewicht vorweisen, weil sie als Faktoren
in diesen Städten anerkannt sind. Es sind nicht mehr die, die nicht ein-
schätzbar sind, was natürlich ambivalent zu betrachten ist, sondern sie
verfügen über einen Statusfaktor, der in einer politischen Auseinan-
dersetzung eine Stärke darstellt. Es hängt grundsätzlich von den han-
delnden Personen da drinnen ab. Die müssen sich der Gefahren und der
Macht von Institutionalisierung bewusst sein. 

Es gibt den Begriff der Postkultur: Man muss davon abkommen,
dass Kultur immer per se was Gutes ist. Und sozusagen immer diese
ästhetisierende, gestalterische Kraft drinnen hat. Anerkennen, dass
Kultur durchaus negative Formen einer Auseinandersetzung mit sich
bringen soll. Das sollte man in der Diskussion um Zukunft von Kultur-
arbeit mitdenken. Bewusst einsetzen, was wir an kulturellem Kapital in
der Hand haben. Die Negation in den Diskurs hineinzubringen.

Q: Wenn das so ist möchten wir/unser Verein/der ganze Tribe/
meine Band/mein Steuerberater/die ganze Ortschaft an der Kampagne
partizipieren. Wie?

A: Gern! Alles was es zu wissen gibt ist auf www.kupf.at/kampa-
gne zu erfahren. 

Stefan Haslinger ist Geschäftsführer der KUPF und lebt in Wels. Klemens Pilsl

arbeitet in der KAPU und lebt in Linz.

ANFÄNGE UND ANSPRÜCHE

Am Anfang stand der Wunsch nach einer Neupositionierung von
Kultur als politischer Praxis, jenseits eines elitären Kunstsystems, in
dem das Genie herrscht. Der Begriff Kulturarbeit tauchte in den 1970er
Jahren auf und richtete sich gegen den Mythos der autonomen Kunst
und zugleich auch gegen die Einschränkung des Arbeitsbegriffs auf
(fordistische) Lohnarbeit. Kulturarbeit stand für partizipative, politisch
engagierte Arbeit im kulturellen Feld und/oder mit kulturellen bis
künstlerischen Mitteln, wobei die Akzeptanz durch den Kunstbetrieb
zweitrangig war. Der Ansatz der klassischen Avantgarde, die Trennung
zwischen „Kunst und Leben“ aufzuheben, sollte in konkreten lokalen
Kontexten wieder belebt werden. Im Gegensatz zum Kunstbetrieb ging
es nicht in erster Linie um die Schaffung neuer Werke, sondern auch

darum, kulturelle Produktionen etc. zu ermöglichen
und durchzuführen, zu veranstalten. Letzteres trägt
bis heute zu dem Missverständnis bei, Kulturarbeit sei
weniger „produktiv“ als die Kunst-Kunst. Bei beidem
handelt es sich letztlich um das Auslösen und Weiter-
führen von kommunikativen Prozessen, unterschiedli-
che Arbeits- und Produktionsformen ergeben sich aus
der jeweiligen Beziehung zum Kunstbetrieb, zu politi-
schem Aktivismus, zu Kunstvermittlung etc. Der Be-
griff „KulturarbeiterIn“ ist hier in vielerlei Hinsicht
programmatisch: Kulturelle Arbeit wird nicht mehr als
Schöpfungsakt eines Individuums aus dessen Inneren
verstanden, sondern als kollektiver Prozess, an dem
auch Nicht-ExpertInnen teilnehmen können bzw. des-
sen Ergebnisse breiter zugänglich sein sollen. Der Ge-

niekunst, die den vergeistigten Gegenpol zur kapitalistischen Logik
darstellen soll, wird ein demystifiziertes Modell kultureller Arbeit an
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Kulturarbeit – schließlich sollen alle wissen,
wovon die KUPF da eigentlich spricht. 



älteren Konzepten und verändert sie zugleich grundlegend durch den
absoluten Vorrang der Ökonomisierung vor allen anderen Ansprüchen.
Die handelnden Personen sind allerdings zum Teil dieselben geblieben:
Da sich Kulturinitiativen nicht im luftleeren Raum befinden, kommer-
zialisierten sich manche – manchmal schleichend, manchmal bewusst –
und gaben ihren politischen Anspruch zugunsten der Erbringungen pro-
fessioneller Dienstleistungen beispielsweise als VeranstalterInnen auf,
wobei ihnen gerade ihre vormals politische Arbeit einen gewissen ver-
ruchten Schick gab, der in Nischenmärkten hervorragend kapitalisier-
bar ist. 

DAS ENDE DER KULTURARBEIT?
Die Kulturinitiativen sind in die Jahre gekommen, die Konzepte

der 1970er scheinen nicht mehr adäquat, die öffentliche Hand redu-
ziert zusätzlich die Förderungen – gibt es noch eine Chance für Kultur-
arbeit? Dass die Rahmenbedingungen schlecht sind, ist keine grundle-
gende Neuerung – auch wenn sie zunehmend noch schlechter werden.
Dies betrifft nicht nur die Fördermodalitäten, durch die Projekte statt
Strukturen gefördert werden, sondern auch den allgemeinen Rückbau
des öffentlichen Sektors, der dazu führt, dass sich viele Kulturarbeiter-
Innen ihr ehrenamtliches Engagement schlicht nicht mehr leisten kön-
nen. Wer selbst mehrere prekäre Jobs jongliert, hat meistens wenig Zeit
für unbezahlte Organisationsarbeit. 

Die grundlegende Problematik liegt aber anderswo:
Seit längerem ist nicht klar, was Kulturarbeit ausmacht
und was sie von anderen Aktivitäten im kulturellen Feld
unterscheidet. Gehen wir also davon aus, dass Kulturarbeit
noch immer wichtig ist, so gilt es, diesen Begriff zu über-
denken, zu diskutieren oder auch um ihn zu streiten. Um
diesen Streit zu fördern, hier einige Überlegungen, die
keinesfalls auf allgemeine Zustimmung hoffen dürfen.

Kulturarbeit definiert sich über Formen und In-
halte, doch lassen sich weder in der einen noch in der an-
deren Hinsicht trennscharfe Grenzen zu anderen Aktivitä-
ten ziehen, seien sie nun kulturell oder nicht. So ist es
z.B. einerseits noch keine Kommerzialisierung der Kultur-
arbeit, wenn diese auch Geld für die KulturarbeiterInnen

abwirft. So lassen sich aber auch andererseits durchaus löbliche Inhal-
te, wie Antirassismus oder Geschlechtergleichstellung, in einer Form
bearbeiten, die eher kommerziell und kulinarisch als politisch ist. So
gibt es z.B. auch keine klare Grenze zwischen der Aufwertung einer
Region oder eines Stadtteils durch emanzipatorische Kulturarbeit und
einer Tourismusförderung durch kulturelle Aktivitäten. 

und mit den Verhältnissen gegenübergestellt. 

In den 1980ern setzte eine Phase der Institutionalisierung ein –
Vereine wurden gegründet, Infrastrukturen errichtet, in den meisten
Fällen ehrenamtlich und selbstbeauftragt und oft abseits der Zentren,
mit dem Ziel einen anderen Kulturbegriff neben Hochkultur und volks-
tümelnder Kultur zu etablieren – die Soziokultur. Dieser Institutionali-
sierung wurde in den 1990ern von der Kulturpolitik insofern Rechnung
getragen, als eine eigene administrative Einheit mit eigenem Budget
eingerichtet wurde.

GEGENWART UND REALITÄTEN
Mit den 1990er Jahren ging jedoch auch die letzte Phase des so-

zialdemokratisch orientierten Wohlfahrtsstaates zu Ende und ein neues
politisches Paradigma, das sich bereits in den Umwegrentabilitätsdis-
kussionen angekündigt hatte setzte sich fest: Die Geschichte von un-
mittelbar ökonomisch verwertbarer Kunst/Kultur. Die Kreativwirtschaft
wurde entdeckt und an die Stelle der KulturarbeiterInnen trat der neue
Leittypus der „cultural entrepreneurs“. Diese vereinigen in sich Charak-
teristika der Geniekünstler und der KulturarbeiterInnen. Wie der Genie-
künstler schaffen sie aus sich selbst heraus, sind dabei allerdings im
Unterschied zu ersterem nicht nur in ihren Produkten, sondern auch in
ihren Verwertungsstrategien innovativ (und zielen auf breitere Märkte
ab als die schmale Nische des
Kunstmarktes). Trotzdem arbeiten
sie aus intrinsischer Motivation
und nicht um ein regelmäßiges
Einkommen zu erzielen. Daher
handelt es sich bei ihrer Arbeit –
ebenso wie bei der Kulturarbeit –
auch nicht um entfremdete Lohn-
arbeit, sondern um die Aufhebung
der Trennung zwischen Berufli-
chem und Privatem – wenn auch in
einer Form, die deutlich von den
Ideen der politischen Kulturarbeit
der 1970er abweicht: Individuen
werden zu Ein-Personen-Unter-
nehmen. Die außerordentlich ho-
he Motivation im Kunstbereich wie in der Kulturarbeit wurde auf einen
primär profitorientierten Dienstleistungssektor übertragen; gemeinsam
ist all diesen Sektoren die geringe Entlohnung, das kritische Potenzial
jedoch wird durch reibungslose Marktgängigkeit ersetzt.

Das Konzept des „cultural entrepreneur“ zehrt also parasitär von



Es geht hier also nicht um fixe Definitionen, sondern um kriti-
sche Debatten konkreter Projekte, in denen sich KulturarbeiterInnen
über ihre eigenen Ziele und Beweggründe klar werden und diese auch
veröffentlichen. In den 1970er Jah-
ren war es oft der Kampf um eigene
Räume, der am Beginn kultureller
Arbeit stand. Das Aufsehen, das
diese Kämpfe erregten, wie auch
die lebhafte Nutzung der erkämpf-
ten Räume brachten dann Öffent-
lichkeit – nicht im Sinne eines Mas-
senpublikums, aber in Form der Par-
tizipation von Interessierten. Man-
chen der „älteren“ Kulturinitiativen
ist es gelungen, sich diese Räume
zu erhalten, andere „jüngere“ Initi-
ativen suchen nicht mehr nach eini-
germaßen stabilen Strukturen, son-
dern entwickeln andere, flüchtigere
Organisationsformen, etwa lose Arbeitsgemeinschaften um konkrete Pro-
jekte, die sich nach Projektabschluss wieder auflösen. Nicht um eigene
Räume geht es also heutzutage primär, sondern um öffentliche Räume,
genauer: Um Räume, die Öffentlichkeit ermöglichen, seien es nun öf-
fentliche Räume im wörtlichen Sinn oder Räume, die öffentlich ge-
macht werden. In diesen Räumen kann Kulturarbeit politisch und damit
gesellschaftlich relevant werden.

Wenn Formen und Inhalte von Kulturarbeit zur Debatte gestellt
werden, heißt das zugleich, dass nicht automatisch bestimmte Aktivi-
täten anderen vorzuziehen sind. Hybride Netzwerke können in manchen
Kontexten besser funktionieren als klare Strukturen – und in anderen
nicht. Gemeinsam ist allen Möglichkeiten der Kulturarbeit aber, dass sie
Geld brauchen und zwar einigermaßen kontinuierlich. Und auch wenn
nichts dagegen spricht, dass dieses Geld teilweise von den RezipientIn-
nen oder AnsprechpartnerInnen kommt, so steht doch nicht zu erwar-
ten, dass sich Kulturarbeit in diesem Sinne je privat finanzieren kann.

Hier ist also die öffentliche Hand gefragt, deren Förderziele je-
doch den Zielsetzungen von KulturarbeiterInnen oft diametral entge-
gengesetzt sind. Nicht selten verstehen KulturpolitikerInnen und -be-
amtInnen Kunst und Kultur als unterhaltsame Standortfaktoren, mit de-
nen schwelende gesellschaftliche Konflikte vorübergehend übertönt, d.h.
in der medialen Wahrnehmung befriedet werden können. Doch soziale
Ausverhandlungsprozesse laufen im Regelfall alles andere als friedlich,
bunt und freundlich ab, nämlich konfliktreich und heftig. Und wenn

Minderheiten, wie sie auch immer definiert sein mögen, einen derarti-
gen Lärm schlagen, gefährdet dies das reibungslose Funktionieren he-
gemonialer Strukturen. Doch es ist gerade die Aufgabe von Kulturar-

beit, hegemoniale Strukturen in Frage zu stellen, abwei-
chende Meinungen und Konzepte zu Wort kommen zu las-
sen und somit gesellschaftliche Konflikte darzustellen oder
gar zuzuspitzen. (Teil-)Lösungen sind dann von anderer
Seite her zu entwickeln, insbesondere von der Politik.

Kulturarbeit ist immer Arbeit. Wenn sie öffentlich
wird, sich also der Öffentlichkeit stellt und von dieser
auch wahrgenommen wird, dann ist sie Arbeit an der
Gesellschaft. Und die muss sich eine Gesellschaft auch et-
was kosten lassen.

Monika Mokre ist Vorsitzende der „Forschungsgesellschaft für kul-

turökonomische und kulturpolitische Studien (FOKUS)“, stellvertretende

Direktorin des Institut für europäische Integrationsforschung; Elisabeth

Mayerhofer ist Geschäftsführerin der IG Kultur Österreich und Mitglied der Forschungsge-

sellschaft für kulturökonomische und kulturpolitische Studien.

Der Begriff der Zivilgesellschaft hat auch schon viel mitgemacht.
Begegnet er einem, wirkt er leicht abgerissen, zuweilen leicht schmud-
delig, weil ihn zu viele schon in der Hand oder gar im Mund hatten.
Dass sich mit der mannigfaltigen Verwendung des Begriffs durch die
unterschiedlichsten Szenen, auch dessen Bedeutung einem Wandel un-
terlegen ist, ist müßig zu betonen. Der Begriff der Zivilgesellschaft hat-
te immer schon etwas Ambivalentes, aber die jüngste Geschichte seiner
Verwendung trägt bizarre Züge. Wir erinnern uns, dass selbst der ka-
tholische Fundamentalist und ehemalige Parlamentspräsident Andreas

ACCESSOIRE 
DES POLITISCHEN
Die Beschwörung der Zivilgesellschaft ist
ein Ersatzstoff für politisches Handeln,
meint Franz Fend. 



Institutionen wirken. Die Zugehörigkeit zu diesen gesellschaftlichen Grup-
pen ist freiwillig, die Organisationsstruktur demokratisch. Achtung der all-
gemeinen Menschenrechte, Toleranz gegenüber anderen Meinungen und
Wertvorstellungen, Anerkennen der Grundsätze des bürgerlich-demokrati-
schen Gesellschaftsmodells und des demokratischen Rechtsstaats gehören
ebenfalls zu den zivilgesellschaftlichen Prinzipien.“ Diese Definition, die
Joachim Kolb vorschlug, ist auch hierzulande weit verbreitet, doch auf
Gramsci lässt sich mit ihr nicht Bezug nehmen. 

Ausgangspunkt für dessen Überlegungen zur Zivilgesellschaft
war die Frage, warum im rückständigen Russland die Revolution erfolg-
reich war und im wesentlich weiter entwickelten Westen so grandios
scheiterte. Und hier brachte Gramsci die Zivilgesellschaft ins Spiel,
nämlich als Hindernis für die Revolution. Allein das Ausbleiben der Re-
volutionen in Westeuropa sowie deren Niederlagen, dort wo sie stattge-
funden hatten, war der Grund für die Auseinandersetzung Gramscis mit
der Zivilgesellschaft, und nicht die Tatsache, dass der Zivilgesellschaft
per se etwas Revolutionäres oder zumindest Fortschrittliches anhafte-
te. Zwischen der ökonomischen Basis und dem staatlichen Überbau, der
„politischen Gesellschaft“ mit seinen Zwangsapparaten, so die heutige
Lesart, stehe die Zivilgesellschaft, in welcher der Kampf um die Hege-
monie, die Vorherrschaft über die Köpfe der Massen, ausgefochten

wird. Gewiss, Gramsci hat das Feld der Zi-
vilgesellschaft als wichtiges markiert,
doch als den entscheidenden Schauplatz
der Auseinandersetzung zwischen Fort-
schritt und Reaktion, wie diese in zeitge-
nössischen Debatten noch immer über-
höht wird, hat er sie ebenfalls nicht be-
schrieben. Weil erstens die freiwillige Un-
terwerfung der Mehrheit in den kapitalis-
tischen Staaten, dort wo die Zivilgesell-
schaft am weitesten entwickelt sei, we-
sentlich ökonomisch hergestellt wird, erst
in zweiter Linie der gesellschaftliche Kon-
sens aus dem Wirken der zivilgesellschaft-
lichen Akteure resultiert. Sabine Kebir,
eine der bedeutendsten Gramsci-Forscher-

innen im deutschsprachigen Raum, hat diesen Gedanken hervorgeho-
ben, nicht ohne darauf hinzuweisen, dass Gramsci den ökonomischen
Determinismus des vulgären Marxismus vehement bekämpfte. 

MIT ZWANG GEPANZERT
Vielmehr beschrieb Gramsci in seiner These vom „integralen

Staat“ das Streben des Staates, die Zivilgesellschaft zu integrieren. „Im
konkreten Leben sind politische und Zivilgesellschaft ein und die selbe Sa-

aus der Zivilgesellschaft eine Bürgergesellschaft bastelte, die freilich
eher volksgemeinschaftliche Züge trug und als ideologische Marschmu-
sik zur Zerschlagung sämtlicher sozialer Sicherungssysteme diente.
Aber Khol reklamierte die Zivilgesellschaft für sich und seine Zwecke.
Etwa zur gleichen Zeit, als die Demonstrationen gegen die damalige
schwarz-blaue Regierung ihren Höhepunkt erreichten und viele gesell-
schaftliche Gruppen und Milieus ihre Opposition zur neoliberal-rechts-
konservativen Wende zum Ausdruck brachten, veranstaltete die IG-Kul-
tur eine Konferenz zur Zivilgesellschaft. Als Teil dieser Opposition bean-
spruchte die Kulturszene, relevante zivilgesellschaftliche Akteurin zu
sein. Die globalisierungskritische Bewegung wurde ebenso als zivilge-
sellschaftliche Kraft beschrieben. Doch ist ihre Bandbreite enorm. Sie
reicht von den radikalen Protesten gegen die G8 Gipfel bis zu ultranati-
onalistischen Ansagen eines José Bové, dessen Globalisierungskritik
darin gipfelte, zu verhindern, dass angelsächsische Stiere die französi-
schen Kühe besprängen. 

Seit die extreme neue Rechte die Zivilgesellschaft und das Kon-
zept der kulturellen Hegemonie für sich entdeckt hatten, sind ohnehin
alle Dämme gebrochen und es verwundert nicht, dass hierzulande
selbst die so genannte Anti-Temelin-Bewegung, ein von der Landesre-
gierung finanziertes und gesteuertes Projekt, das in erste Linie anti-
tschechische, revanchistische Reflexe zu mobilisie-
ren trachtet, als zivilgesellschaftliche Einrichtung
gelten darf. Die Verwirrung ist beträchtlich und der
Begriff der Zivilgesellschaft riecht nicht nur ko-
misch, sondern es dreht einen den Magen um, wenn
man ihm begegnet.

WAS ZIVILGESELLSCHAFT ALLES MUSS
Ein Blick auf die Geschichte des Konzepts der

Zivilgesellschaft und der kulturellen Hegemonie
zeigt, dass die naive und romantische Lesart, die in
den aktuellen Debatten, beispielsweise in den Sze-
nen der initiativen Kulturarbeit, vorherrschend ist,
nicht immer vorhanden war. Für Antonio Gramsci
bedeutete Zivilgesellschaft einzig die Gesamtheit
der nicht-staatlichen Organisationen, welche wesent-
lich die öffentliche Meinung bestimmen. Er zählte dazu Kirchen, Ge-
werkschaften, die Presse, aber auch Schulen, Vereine bis hin zur Archi-
tektur. Heute muss Zivilgesellschaft, so sie in einem bürgerlich demo-
kratischen Kontext verhandelt wird, auch noch gewaltlos sein, die Men-
schenrechte respektieren, die Prinzipien der repräsentativen Demokra-
tie anerkennen: „Gemeinhin meint Zivilgesellschaft eine Vielfalt gesell-
schaftlicher Gruppen, Initiativen und Bewegungen, die weitgehend unab-
hängig von staatlichen, parteipolitischen oder privat-wirtschaftlichen



che“, notierte Gramsci in diesem Zusammenhang. Die Zivilgesellschaft
wird in diesem Prozess vom Feld der Auseinandersetzung um Hege-
monie zu einem Werkzeug zur Herstellung von Hegemonie, die, wie
Gramsci ebenfalls anmerkte, stets mit Zwang gepanzert sei. Der inte-
grale Staat unterläge, so die These von Gramsci, stets einer doppelten
Bestimmtheit von Zwang und Konsens, von Diktatur und Hegemonie.
Die Überlegenheit der herrschenden Eliten manifestiere sich immer als
„Herrschaft“ und als „Intellektuelle und moralische Führung.“ Gramsci
ging es also um die Revolution und um die Analyse dessen, was sie vor-
antriebe und behindere, da-
zu gehörte nun auch die Zi-
vilgesellschaft. Heute hierzu-
lande von der Revolution zu
schwärmen wäre naiv und ro-
mantisch. Die Hegemonie der
herrschenden Eliten ist bes-
ser aufgestellt denn je, der
Repressionsapparat effizien-
ter denn je und die Zivilge-
sellschaft ein Surrogat von
politischem Handeln und da-
her eine nette Dekoration des
politischen und ökonomi-
schen Status quo.

Dass zivilgesellschaft-
liche Zusammenhänge und Strukturen in den zeitgenössischen Ausei-
nandersetzungen ausschließlich die Funktion haben, die Hegemonie
der jeweils Herrschenden zu festigen zeigt auch die Tatsache, dass sie
von den politischen Repräsentanten stets aufs Neue beschworen wer-
den, wenn wieder einmal Feuer am Dach ist. Gegen rassistische und anti-
semitische Ausfälle und Übergriffe wird sie von den Regierenden in
Stellung gebracht, es geschieht selbstverständlich nur dann, wenn die
Regierenden nicht gedenken, gegen Antisemitismus und Rassismus et-
was zu unternehmen. Wenn der Neofaschismus wieder einmal beson-
ders degoutant am dampfen ist, muss ebenfalls die Zivilgesellschaft
herhalten, damit die Regierenden keine schärferen Gesetze gegen ihn
machen muss und damit die Exekutive die Gesetze nicht durchsetzen
muss. Die Zivilgesellschaft hat immer dann besonders Konjunktur, wenn
sie die Regierenden und ihre Apparate selbst aus der Verantwortung
entlassen möchte, sie wird dadurch zum zeitgeistigen Accessoire der
vorherrschenden Politiken.

ZIVILGESELLSCHAFT ALS POLITIK-BERATUNG
Als sich zu Beginn dieses Jahrzehnts die Initiativen und Verbän-

de der freien Kulturarbeit zum kulturellen dritten Sektor, also zur kul-

turellen Fraktion der Zivilgesellschaft formiert hatten, Demonstratio-
nen und Resolutionen, Aktionen und Konferenzen organisierten, die
allesamt zum Ziel hatten, den unerträglichen Zustand der nach der
Machtergreifung der blauschwarzen Koalition herrschte, zu beenden,
war Aufbruchstimmung. Das Bemühen der Aktivistinnen ging in Rich-
tung „posteuphorischer Nachhaltigkeit“, die sich jedoch bald in Agonie
auflöste. Der Widerstand gegen blau-schwarz hielt nicht einmal so lan-
ge wie diese Koalition regierte, und jene Regierung, die ihr nachfolg-
te, und wesentlich das Selbe macht wie ihre Vorgängerin, ist von Wi-

derstand gar nicht mehr behelligt. Just zu einem Zeitpunkt, als
die freie Kulturszene sich zu einem relevanten gegenpolitischen,
kritischen Faktor entwickeln hätte können, hat sie sich als eine
kulturelle Fraktion der Zivilgesellschaft konstituiert, und wurde
somit zur Werbeveranstaltung für Politik selber. Die freie Kultur-
szene hat sich einen gesellschaftlichen Ort zugewiesen, den sie
nicht hätte einnehmen müssen und den sie gewiss auch nicht
einnehmen wollte. Die Vernetzung, die man angestrebt hatte, war
eine Vernetzung von Expertendiskursen, die Ausschlüsse erzeug-
ten, die Oben und Unten konstruierten. Expertendiskurse, die
erst recht nicht zu Teilhabe am Politischen einluden, sondern in
der politischen Repräsentation gefangen waren. Überdies wurden
die zivilgesellschaftlichen Vorschläge als eine Art Politikberatung
dargebracht und nicht als fundamentale Kritik derselben. Wer Po-
litik berät, nimmt bald ihre schlechten Manieren an.

Man kann Boris Buden zustimmen, der bereits im Jahr 2000 an-
gemerkt hat: „In und mit der Zivilgesellschaft lässt sich nichts politisch
Relevantes bewegen, dass die Zivilgesellschaft nur noch den Leerlauf der
heutigen Politik darstellt – die wahre Form der Entpolitisierung. Erst jen-
seits des zivilgesellschaftlichen Horizonts öffnet sich die Möglichkeit,
kreativ auf die politischen Herausforderungen zu reagieren.“

Franz Fend lebt und arbeitet in Linz und ist Vorstandsmitglied der KUPF-Akademie.



tikulieren? Da bietet sich der Kulturbereich als ein interessanter Ort für
Selbstorganisation und politischen Aktivismus an.

K.P.: Heißt das dann, dass freie Kultur irgendwie ein politischer
Rückzugspunkt geworden ist, wo man sich politisch selbst eine Stimme
geben kann, wo man selbst politisch agieren kann? 

R.S.: Ich denke maiz ist dafür ein gutes Beispiel: Hier wird seit
über 10 Jahren versucht, in verschiedenen Feldern politisch aktiv zu
sein – die Strategie dabei sind sich ergänzende Tätigkeiten. Unsere
Kulturarbeit steht in starker Verbindung mit Bildungsarbeit. Und diese
ist nicht getrennt zu denken von unseren Tätigkeiten im sozialen Be-
reich. Und damit ist sie nicht getrennt von politischem Aktionismus zu
denken. Es ist eine verschränkte, sich ergänzende Strategie, die sich
ihre Räume jedoch sehr stark im kulturellen Feld schafft. Räume der
Vermittlung eigentlich. Selbstorganisierte Orte, die es uns ermöglichen,
bestimmte Öffentlichkeiten anzusprechen und bestimmte Anliegen be-
kannt zu machen.

K.P.: Zur Selbstorganisation: Immer mehr Aufgaben, die früher der
Staat übernommen hat, werden
mittlerweile selbstorganisatorisch
von AktivistInnen erledigt. Gerade
im angesprochenen Sozialbereich
ist die Tendenz sehr stark, dass
Behörden ihre Tätigkeiten an Ver-
eine auslagern. Wie groß ist die
Gefahr oder auch die Chance bei
Selbstorganisation im kultur- und
politaktivistischen Bereich, dass
man plötzlich originäre Funktio-
nen des institutionalisierten Staa-
tes übernimmt?

R.S.: Das ist eine lange
Diskussion, eingeschrieben in be-
stimmte Traditionen. Du hast voll-

kommen Recht, die Entstehungsgeschichte der Selbstorganisation im
Bereich der Kulturinitiativen Ende der 1970er und 80er lag in einem ganz
anderen Kontext: Es galt Hierarchien und Illegitimitäten von Strukturen
zu hinterfragen.

Im Entwicklungszusammenhang des Neoliberalismus ist aber
eine Umkehrung der Selbstorganisation erfolgt. Heute gibt es ein neo-
liberales Diktat zur Selbstorganisation, zur Selbstversorgung, zur Auto-
nomie. „Autonomie“ hat eine ganz andere Bedeutung bekommen. Heu-
te redet man von „aktiver Arbeitsmarktpolitik“ – was so nett klingt heißt
aber: Du bist für dich selbst verantwortlich. Für deinen Erfolg und auch

Klemens Pilsl: Was ist Kulturarbeit in unserem gesellschaftlichen
Kontext beziehungsweise was könnte und sollte sie sein?

Rubia Salgado: Wenn wir einen Blick auf die verschiedenen Pra-
xen werfen, haben wir eine enorme Vielfalt. Ich glaube dif-
ferenziert ist der Ort, wo und woher sich diese Kulturarbeit
artikuliert. 

Ich beziehe mich oft auf die Definition der KUPF für
freie Kulturarbeit in den „Zumutungen“. Ich finde es sehr
gelungen, wie dort der Begriff definiert wird: Kulturarbeit
im Sinne von Grenzüberschreitung. Eine Arbeit, die Gren-
zen überschreitet, eine Arbeit, die nationalstaatliche wie
geschlechtliche Konstruktionen in Frage stellt und dekons-
truiert. Eine Arbeit, die heteronormative Modelle in Frage
stellt. Das würde ich als autonome Kulturarbeit, als Be-
griffsdefinition, mittragen. Ich interessiere mich für die
Herstellung eines gegenhegemonialen Standortes der Beo-
bachtung.

K.P.: Zum „gegenhegemonialen Standort“ in der Kul-
tur: Wird politischer Aktivismus als Kulturarbeit getarnt, weil dies im ge-
sellschaftlichen Kontext momentan opportun und eine der letzten Mög-
lichkeiten dafür ist. Oder aber: Sollte freie, autonome Kulturarbeit per se
politisch sein?

R.S.: Also ich bin überzeugt von der zweiten Variante, wobei ich
die erste Variante nicht außer acht lassen will. Denn die Frage nach
dem „Ort“ des politischen Handelns ist absolut aktuell. Wo sind die
traditionellen Orte wie Gewerkschaften, politische Parteien? Und ande-
rerseits, ausgehend von meiner Situation als Migrantin, wo oder in wel-
chem Rahmen können wir als Nicht-BürgerInnen uns auch politisch ar-

„BEABSICHTIGT IST
EINE TIEFE VERÄNDE-
RUNG IM KOLLEKTIVEN
DENKEN“
Klemens Pilsl im Gespräch mit Rubia Salgado
(maiz) über Kulturarbeit, politischen Aktivismus
von MigrantInnen, Gegenhegemonien den Sinn des
ganzen: Wo soll denn das hinführen?



für deinen Misserfolg. Wenn du keinen Erfolg hast, bist du selber Schuld.
Wenn wir das auf die kulturelle und politische Selbstorganisa-

tion übertragen, bedeutet das natürlich eine enorme Veränderung. Die
Gefahr ist absolut vorhanden, dass wir mit unseren selbstorganisatori-
schen Ansätzen letztendlich systemerhaltend wirken. Die einzige Mög-
lichkeit dem zu entgehen ist eine kontinuierliche Reflexion und Ausei-
nandersetzung mit dieser Gefahr. Immer wieder die Strategien zu re-
flektieren, zu hinterfragen, neue Schritte zu planen. Und hier ist es der
Begriff der „Kollektivität“, der nicht konform geht mit den neoliberalen
Ansätzen zur Selbstorganisation. Denn dort geht es um Ich-AG’s, um sehr
individualisierende Prozesse. Aber wie wir den Kulturbe-
reich erleben und wie wir uns definieren, das ist kollek-
tiv. Das ermöglicht eine Verschiebung und eine Distanz.

K.P.: Dort wo Selbstorganisation quasi-staatliche
Aufgaben übernehmen darf und soll oder wo keine ande-
re Möglichkeit bleibt, gibt es in freien Initiativen eine an-
dere Tendenz: Initiativen mit freien, fast revolutionären
Ansprüchen aus den 1970er/1980er Jahren werden im
Laufe ihrer Institutionaliserung von selbstorganisierten
Gruppen mit politischen und kulturellen Anliegen immer
mehr zu kulturellen Dienstleistern. Ähnlich einem Super-
markt, der billige Kultur in eine Region bringt. 

R.S.: Hier kommen wir auch zur ersten Frage zu-
rück. Das Phänomen der Entpolitisierung, in verschiede-
nen gesellschaftlichen Fällen, in westlichen Gesellschaf-
ten, ist nicht zu leugnen. Auch nicht im freien Kulturbereich; dieses
„weg“ von autonomen Ansätzen.

Aber es gibt jetzt andere, neue Orte, wo diese Arbeit stattfindet,
die ja eine hinterfragende, eine prozessorientierte Arbeit ist. Es sind
neue Felder entstanden, neue Artikulationen. In der KUPF sind zum
Beispiel Behindertengruppen, die Kulturarbeit machen und da Prozesse
entwickeln und nicht nur an der Herstellung von Produkten und Dienst-
leistungen interessiert sind. Und das kann man auch bei MigrantInnen
feststellen. Wenn wir uns bestimmte selbstorganisierte Kontexte an-
schauen, sehen wir, dass auch andere Formen und Kontexte entstehen,
die nicht zu vergleichen sind mit den Bewegungen der 80er. Aber das
Ziel der Hinterfragung, das Ziel des Prozesses, das Ziel der Partizipa-
tion, diese Ziele werden von anderen weiter verfolgt. 

K.P.: Du stimmst also mit der KUPF überein, dass freie Kulturarbeit
einen gesellschaftlichen Mehrwert produziert und durch ihre kulturelle
Praxis wirklich eine gewisse „Umwegrentabilität“ erzeugt. Die „Nützlich-
keit“ und „Umwegrentabilität“ von Kultur taucht ja auch aktuell in der
Kulturhauptstadtdebatte auf – ich gehe jetzt einmal davon aus, dass Linz

im Jahr 2009 Kulturhauptstadt wird um sich als Standort zu profilieren.
Und die KAPU, die Initiative aus der ich komme, ist in der Linzer Bewer-
bung zur Kulturhauptstadt plötzlich als „wertvolle Kulturinitiative“ aufge-
schienen und somit zum Standortfaktor geworden. Ich denke maiz ist
auch von diesen Vereinnahmungen betroffen. Wie geht es dir damit, dass
man plötzlich zum Standortfaktor wird – ob man will oder nicht.

R.S.: „Kulturarbeit von MigrantInnen“ wurde im Bewerbungspa-
pier auf jeden Fall genannt. Was besonders drastisch ist, da dadurch
impliziert wird, dass Migrantinnen hier in Linz einen Platz als Akteur-
Innen haben. Was nicht der Realität entspricht. 

K.P.: Und ist es nicht auch ge-
fährlich für freie und autonome Kul-
turarbeit, gerade in Zeiten verschärf-
ter Standortdebatten, wenn sie immer
ihre eigene Nützlichkeit betont oder
meint, diese betonen zu müssen?

R.S.: Es geht hier nicht um
eine Rechtfertigung der Kulturarbeit
im Sinne von „wir leisten etwas“; im
Sinne von Mehrwert an der Gesell-
schaft, um diese zu verändern.

Wir bei maiz denken Kultur-
arbeit nie getrennt von der Idee des
Erreichens einer Hegemonie im Feld
des Symbolischen. Ich spreche vom

Feld des Immateriellen. Da geht es darum, bestimmte Bilder und Narra-
tive, die als gegenhegemoniell gelten, herzustellen und zu verbreiten.
Beabsichtigt ist eine tiefe Veränderung im kollektiven Denken, im kol-
lektiven Imaginären.

K.P.: Vom Underground heraus den Mainstream beeinflussen?
R.S.: Na ja, die Frage die sich hier natürlich stellt ist: Was pas-

siert wenn wir tatsächlich hegemonial werden?
Ich plädiere dafür auf dem Weg zum Hegemonialen zu bleiben.

Wir wollen nicht im Hegemonialen ankommen. Es geht darum, auf dem
Weg dorthin Spannung zu schaffen; sich in der Spannung zu bewegen.
Also wirklich im Sinn von Macht als Spannung. Die Spannung soll erhal-
ten werden!

Rubia Salgado ist Mitbegründerin und Aktivistin bei maiz und lebt in Linz;

Klemens Pilsl arbeitet in der KAPU und lebt in Linz.



Kulturarbeit gibt zu denken, 
wer da wo Gesellschaft gestaltet.

Kulturarbeit gestaltet Gesellschaft.
Kulturarbeit ist Arbeit!

„Kulturarbeit ist Arbeit“?
Mit dieser Frage werden KulturarbeiterInnen, wenn sie nach ih-

rem Beschäftigungsfeld gefragt werden, sehr oft konfrontiert – weil
Kulturarbeit im gängigen Denken mit Freizeitvergnügen und hedonisti-
scher Beschäftigung verbunden wird, aber nicht mit der dahinter ste-
ckenden Arbeit.

Klemens Pilsl und Stefan Haslinger in „Freqently Asked Questions … ”, s. S. 3.

Kulturarbeit ist immer Arbeit. Wenn sie öffentlich wird, sich al-
so der Öffentlichkeit stellt und von dieser auch wahrgenommen wird,
dann ist sie Arbeit an der Gesellschaft. Und die muss sich eine Gesell-
schaft auch etwas kosten lassen.

Elisabeth Mayerhofer und Monika Mokre in „Kulturarbeit ist Arbeit …“ s. S. 5.

Wenn der Neofaschismus wieder einmal besonders degoutant
am dampfen ist, muss ebenfalls die Zivilgesellschaft herhalten, damit
die Regierenden keine schärferen Gesetze gegen ihn machen muss und
damit die Exekutive die Gesetze nicht durchsetzen muss. Die Zivilge-
sellschaft hat immer dann besonders Konjunktur, wenn sie die Regie-
renden und ihre Apparate selbst aus der Verantwortung entlassen
möchte, sie wird dadurch zum zeitgeistigen Accessoire der vorherr-
schenden Politiken.

Franz Fend in „Accessoire des Politischen“ s. S. 7.

Wir bei maiz denken Kulturarbeit nie getrennt von der Idee des
Erreichens einer Hegemonie im Feld des Symbolischen. Ich spreche
vom Feld des Immateriellen. Da geht es darum, bestimmte Bilder und
Narrative, die als gegenhegemoniell gelten, herzustellen und zu ver-
breiten. Beabsichtigt ist eine tiefe Veränderung im kollektiven Denken,
im kollektiven Imaginären.

Rubia Salgado in „Beabsichtigt ist eine tiefe Veränderung im kollektiven Denken” s. S. 10.
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